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B E K A N N T M A C H U N G

Landtagswahl am 14. Mai 2017 
Aufforderung zur Einreichung von  

Kreiswahlvorschlägen

Gemäß § 22 der Landeswahlordnung – LWahlO – vom 14. 
Juli 1994 (GV. NW. 1994 S. 548, ber. S. 964 / SGV.NRW 
1110), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. 
September 2015 (GV. NRW. S. 666), fordere ich hiermit auf, 
Kreiswahlvorschläge möglichst frühzeitig einzureichen, da-
mit etwaige Mängel, die die Gültigkeit der Wahlvorschläge 
berühren, rechtzeitig behoben werden können. 

Hierzu gebe ich folgendes bekannt:
Für die Wahl zum Landtag des Landes Nordrhein-Westfalen 
am 14. Mai 2017 können Kreiswahlvorschläge für die Wahl-
kreise 

34 – Solingen I und 
33 – Solingen II und Wuppertal III

in der Dienststelle des Kreiswahlleiters der Stadt Solingen, 
Wahlamt, Gasstraße 22, Zimmer 111, 42657 Solingen spä-
testens bis zum 48. Tag vor der Wahl, also bis 

Montag, den 27. März 2017, 18:00 Uhr

eingereicht werden (§ 19 Abs. 1 des Landeswahlgesetzes – 
LWahlG – in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. Au-
gust 1993 – GV. NRW. S. 516 –, zuletzt geändert durch Ar-
tikel 6 des Gesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 442).  

Wenn in dieser amtlichen Bekanntmachung bei geschlechts-
spezifischen Bezeichnungen nur die männliche Form ver-
wandt wird, geschieht dies ausschließlich zur Erleichterung 
der Lesbarkeit und stellt keine Diskriminierung dar. Selbst-
verständlich sind Frauen in gleichem Maße wie Männer auf-
gefordert, sich um politische Mandate zu bewerben (§ 70 
LWahlO).

Kreiswahlvorschläge können von Parteien, Wählergruppen 
und Einzelbewerbern eingereicht werden. Sie sollen nach 

dem Muster der Anlage 11 a LWahlO eingereicht werden 
und müssen enthalten:
a)	 den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei 

oder Wählergruppe, die den Wahlvorschlag einreicht; 
Wahlvorschläge von Einzelbewerbern können durch 
ein Kennwort gekennzeichnet werden,

b)	 Familienname, Vornamen, Beruf oder Stand, Geburts-
datum, Geburtsort und Anschrift (Hauptwohnung), 
E-Mail-Adresse oder Postfach des Bewerbers (§ 19 
Abs. 3 LWahlG, § 23 Abs. 1 LWahlO).

Die im Vorgriff auf eine beabsichtigte Änderung der Lan-
deswahlordnung neu aufgenommenen Angaben zur E-
Mail-Adresse oder zum Postfach dienen dem Schutz der 
Wahlbewerber. Es ist nunmehr vorgesehen, diese Angaben 
bei der Bekanntmachung der Kreiswahlvorschläge anstelle 
der genauen Anschrift zur Erreichbarkeit der Kandidaten zu 
verwenden. Postleitzahl, Straße und Hausnummer sollen 
von der Veröffentlichung ausgenommen werden.
Da bislang eine Änderung der Anlage 11a zur LWahlO noch 
nicht erfolgen kann, sind – soweit schon die entsprechen-
den Unterlagen eingereicht werden – die neu aufgenom-
menen Angaben zur E-Mail-Adresse oder zum Postfach auf 
einem beigefügten Blatt beizubringen.
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Jeder Wahlvorschlag darf nur einen Bewerber enthalten. 
Ein Bewerber darf – unbeschadet seiner Bewerbung in einer 
Landesliste – nur in einem Kreiswahlvorschlag benannt wer-
den. In einen Wahlvorschlag kann nur aufgenommen wer-
den, wer wählbar ist (§ 4 LWahlG) und seine Zustimmung 
schriftlich erteilt hat; die Zustimmung ist unwiderruflich (§ 
19 Abs. 3 LWahlG). Die ordnungsgemäße Abgabe der Zu-
stimmungserklärung bis zum Ablauf der Einreichungsfrist 
ist Voraussetzung für die Abgabe eines gültigen Wahlvor-
schlages.

Als Bewerber einer Partei oder einer Wählergruppe kann in 
einem Kreiswahlvorschlag nur benannt werden, wer in einer 
Mitgliederversammlung oder in einer Vertreterversammlung 
des jeweiligen Wahlkreises hierzu in geheimer Wahl gewählt 
worden ist. Stimmberechtigt ist nur, wer am Tage des Zu-
sammentritts der Versammlung im Wahlkreis zum Landtag 
wahlberechtigt ist. Als Vertreter für eine Vertreterversamm-
lung kann nur gewählt werden, wer am Tage des Zusam-
mentritts der zur Wahl der Vertreter einberufenen Versamm-
lung im Wahlkreis zum Landtag wahlberechtigt ist.

Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl des Be-
werbers mit Angaben über Ort und Zeit der Versammlung, 
Form der Einladung, Zahl der erschienenen wahlberechtig-
ten Mitglieder und Ergebnis der Abstimmung ist mit dem 
Kreiswahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben der Leiter 
der Versammlung und zwei von dieser bestimmte Teilneh-
mer gegenüber dem Kreiswahlleiter an Eides statt zu versi-
chern, dass die Wahl des Bewerbers in geheimer Abstim-
mung erfolgt ist. Die Beibringung einer Ausfertigung der 
Niederschrift und der Versicherung an Eides statt bis zum 
Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für das Vor-
liegen eines gültigen Wahlvorschlages (§ 18 Abs. 8 LWahlG).

Kreiswahlvorschläge von Parteien sind von mindestens drei 
Mitgliedern des Vorstands des Landesverbandes, darunter 
dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter, persönlich und 
handschriftlich zu unterzeichnen. Hat eine Partei keinen 
Landesverband oder keine einheitliche Landesorganisation, 
so müssen die Kreiswahlvorschläge von den Vorständen der 
nächstniedrigen Gebietsverbände (§ 7 Abs. 2 Parteienge-
setz), in deren Bereich der Wahlkreis liegt, unterzeichnet 
sein (§ 19 Abs. 2 LWahlG).

Parteien, die nicht im Deutschen Bundestag oder in einem 
Landtag ununterbrochen seit deren letzter Wahl vertreten 
sind oder deren Parteieigenschaft nicht bei der letzten Wahl 
zum Deutschen Bundestag festgestellt worden ist, können 
einen Wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie nachweisen, 
dass sie einen nach demokratischen Grundsätzen gewähl-
ten Vorstand, eine schriftliche Satzung und ein Programm 
haben. Wahlvorschläge von Parteien, die nicht im Landtag 
oder im Deutschen Bundestag ununterbrochen seit deren 
letzter Wahl vertreten sind, müssen ferner von mindestens 
100 Wahlberechtigten des jeweiligen Wahlkreises persön-
lich und handschriftlich unterzeichnet sein; dies gilt auch für 
Wahlvorschläge von Wählergruppen und Einzelbewerbern.

Die ordnungsgemäße Unterzeichnung mit dem Nachweis 
der Wahlberechtigung der Unterzeichner bis zum Ablauf 

der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für das Vorliegen 
eines gültigen Wahlvorschlages, es sei denn, der Nachweis 
kann infolge von Umständen, die der Wahlvorschlagsbe-
rechtigte nicht zu vertreten hat, nicht rechtzeitig erbracht 
werden.

Die Unterschriften sind auf amtlichen Formblättern nach An-
lage 14 a LWahlO unter Beachtung folgender Vorschriften 
zu erbringen (§ 23 Abs. 2 LWahlO):
1.	 Die Formblätter werden auf Anforderung vom Kreis-

wahlleiter kostenlos geliefert. Bei der Anforderung 
sind der Familienname, der Vorname und der Wohnort 
des vorgeschlagenen Bewerbers und die Bezeichnung 
der Partei oder Wählergruppe (Kurzbezeichnung), die 
den Kreiswahlvorschlag einreichen will, anzugeben. 
Diese Angaben werden vom Kreiswahlleiter im Kopf 
der Formblätter vermerkt.

2.	 Wahlberechtigte, die einen Kreiswahlvorschlag un-
terstützen, müssen ihn auf dem Formblatt persönlich 
und handschriftlich unterschreiben. Die Angaben 
zum Familiennamen, Vornamen, Geburtsdatum und 
zur Anschrift (Hauptwohnung) des Unterzeichnen-
den sowie der Tag der Unterzeichnung sind von dem 
Unterzeichner handschriftlich auszufüllen.

3.	 Für jeden Unterzeichner ist eine Bescheinigung der 
zuständigen Gemeinde über seine Wahlberechtigung 
im jeweiligen Wahlkreis im Zeitpunkt der Unterzeich-
nung nach dem Muster der Anlage 15 beizufügen. 
Die Bescheinigung kann auch auf dem Formblatt nach 
Anlage 14 a LWahlO erteilt werden. Wer für einen an-
deren eine Bescheinigung des Wahlrechts beantragt, 
muss nachweisen, dass der Betreffende den Kreis-
wahlvorschlag unterstützt. Es wird nicht festgehalten, 
für welchen Kreiswahlvorschlag die erteilte Bescheini-
gung bestimmt ist.

4.	 Ein Wahlberechtigter darf nur einen Kreiswahlvor-
schlag unterzeichnen; hat jemand mehrere Kreiswahl-
vorschläge unterzeichnet, so ist seine Unterschrift auf 
allen Kreiswahlvorschlägen ungültig. Die gleichzeitige 
Unterzeichnung einer Landesliste bleibt unberührt. 
Die Unterzeichnung des Wahlvorschlages durch den 
Bewerber ist zulässig.

5.	 Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen 
dürfen erst nach Aufstellung des Bewerbers durch eine 
Mitglieder- oder Vertreterversammlung unterzeichnet 
werden. Vorher geleistete Unterschriften sind ungültig.

6.	 Bei Kreiswahlvorschlägen von Einzelbewerbern oder 
Wählergruppen ist weiterhin zu beachten, dass min-
destens drei Unterzeichner ihre Unterschrift auf dem 
Kreiswahlvorschlag selbst zu leisten haben, nicht auf 
dem Formblatt nach Anlage 14a der LWahlO (§ 23 
Abs. 1 Satz 6 LWahlO).

In jedem Kreiswahlvorschlag sollen eine Vertrauensperson 
und eine stellvertretende Vertrauensperson bezeichnet wer-
den. Fehlt diese Bezeichnung, so gelten die Person, die als 
erste unterzeichnet, als Vertrauensperson, und diejenige, 
die als zweite unterzeichnet hat, als stellvertretende Ver-
trauensperson (§ 19 Abs. 4 LWahlG). Soweit im LWahlG 
nichts anderes bestimmt ist, sind nur die Vertrauensperson 
und die stellvertretende Vertrauensperson, jede für sich, be-
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zeichneter Kreiswahlvorschlag kann auch von der Mehrheit 
der Unterzeichner durch eine von ihnen persönlich und 
handschriftlich unterzeichnete Erklärung zurückgenommen 
werden  (§ 23 Abs. 1 LWahlG).

Die Wahlvorschläge werden sofort nach Eingang geprüft. 
Werden Mängel festgestellt, so wird die Vertrauensperson 
unverzüglich benachrichtigt und aufgefordert, sie rechtzei-
tig zu beseitigen. Mängel, die einen gültigen Wahlvorschlag 
nicht zustande kommen lassen, können nur bis zum Ablauf 
der Einreichungsfrist beseitigt werden. Nach Ablauf der Ein-
reichungsfrist bis zur Zulassung können nur noch Mängel 
an sich gültiger Wahlvorschläge behoben werden (§ 24 
Abs. 1 LWahlO). Nach der Entscheidung über die Zulassung 
eines Wahlvorschlages (§ 21 Abs. 3 LWahlG) ist jede Män-
gelbeseitigung ausgeschlossen (§ 23 Abs. 2 LWahlG).

Ein gültiger Wahlvorschlag liegt insbesondere nicht vor, wenn
a)	 die Einreichungsfrist nicht eingehalten wird (§ 19 Abs. 

1 LWahlG),
b)	 die erforderlichen Unterschriften bei Ablauf der Einrei-

chungsfrist fehlen (§19 Abs. 2 LWahlG),
c)	 die Ausfertigung der Niederschrift über die Aufstel-

lung des Bewerbers und die Versicherung an Eides 
statt bei Ablauf der Einreichungsfrist fehlen oder 
Mängel aufweisen § 18 Abs. 8 LWahlG),

d)	 die Zustimmungserklärung des Bewerbers bei Ablauf 
der Einreichungsfrist fehlt oder Mängel aufweist (§ 19 
Abs. 3 LWahlG).

Sofern Zweifel bestehen, ob die Versammlung zur Auf-
stellung der Bewerber nach § 18 LWahlG ordnungsgemäß 
einberufen und zusammengesetzt war, kann der Kreiswahl-
leiter die erforderlichen Nachweise hierüber, insbesondere 
eine Liste über die Teilnehmerinnen und Teilnehmer an der 
Versammlung und den Nachweis ihrer Parteizugehörigkeit, 
verlangen (§ 24 Abs. 2 LWahlO).

Gegen Verfügungen des Kreiswahlleiters im Mängelbeseiti-
gungsverfahren kann die Vertrauensperson den Kreiswahl-
ausschuss anrufen (§ 21 Abs. 1 LWahlG). In diesem Fall hat 
der Kreiswahlausschuss der Vertrauensperson Gelegenheit 
zur mündlichen Stellungnahme zu geben.

Über die Zulassung der Kreiswahlvorschläge für die Wahl-
kreise 34 und 33 (separat) entscheidet der jeweilige Kreis-
wahlausschuss spätestens bis zum 05. April 2017 in öffent-
licher Sitzung (§ 21 Abs. 3 LWahlG ). 

Zu der jeweiligen Sitzung werden die Vertrauenspersonen 
der Kreiswahlvorschläge eingeladen (§ 25 Abs. 1 LWahlO). 
Außerdem werden Ort, Zeit und Gegenstand der Beratun-
gen des jeweiligen Kreiswahlausschusses gemäß § 3 Abs. 2 
LWahlO öffentlich bekannt gemacht.

Der Kreiswahlausschuss hat Wahlvorschläge zurückzuwei-
sen, wenn sie verspätet eingereicht sind, den Anforde-
rungen nicht entsprechen, die durch das LWahlG oder die 
LWahlO aufgestellt sind, oder aufgrund einer Entscheidung 
nach Artikel 9 Abs. 2, Artikel 21 Abs. 2 des Grundgesetzes 

fugt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzuge-
ben und entgegenzunehmen. 

Entsprechend den vorbezeichneten Erfordernissen sind dem 
Kreiswahlvorschlag beizufügen (§ 23 Abs. 3 LWahlO):
1.	 die Erklärung des Bewerbers nach dem Muster der 

Anlage 12a LWahlO, dass er der Aufstellung zustimmt 
und dass er für keinen anderen Kreiswahlvorschlag die 
Zustimmung zur Benennung als Bewerber gegeben 
hat; die Erklärung kann auch auf dem Wahlvorschlag 
nach dem Muster der Anlage 11 a LWahlO abgegeben 
werden,

2.	 eine Bescheinigung nach dem Muster der Anlage 13 
LWahlO, dass der Bewerber wählbar ist; die Bescheini-
gung kann auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster 
der Anlage 11 a LWahlO erteilt werden,

3.	 sofern der Wahlvorschlag von einer Partei oder 
Wählergruppe eingereicht wird, eine Ausfertigung der 
Niederschrift über die Versammlung der Partei oder 
Wählergruppe zur Aufstellung des Bewerbers mit den 
nach § 18 Abs. 8 LWahlG vorgeschriebenen Versiche-
rungen an Eides statt; die Niederschrift soll nach dem 
Muster der Anlage 9 a LWahlO, die Versicherungen an 
Eides statt nach dem Muster der Anlage 10 a LWahlO 
gefertigt sein. 

4.	 sofern der Wahlvorschlag von einer Partei eingereicht 
wird, die Versicherung an Eides statt des vorgeschlage-
nen Wahlbewerbers, dass er Mitglied der Partei ist, die 
ihn aufgestellt hat, und keiner bzw. keiner weiteren 
Partei angehört,

5.	 die erforderliche Anzahl von Unterstützungsunter-
schriften nebst Bescheinigung des Wahlrechts der 
Unterzeichner, sofern der Wahlvorschlag von Wahlbe-
rechtigten des Wahlkreises unterzeichnet sein muss.

Parteien, die nicht im Deutschen Bundestag oder in einem 
Landtag ununterbrochen seit deren letzter Wahl vertreten 
sind oder deren Parteieigenschaft nicht bei der letzten Wahl 
zum Deutschen Bundestag festgestellt worden ist, haben 
außerdem einzureichen (§ 23 Abs. 4 LWahlO):
1.	 den Nachweis, dass der für das Land zuständige Vor-

stand nach demokratischen Grundsätzen gewählt ist, 
und zwar durch eine Ausfertigung der bei der Wahl 
gefertigten Niederschrift oder durch die schriftliche 
Erklärung mehrerer bei der Wahlhandlung anwesen-
der Personen,

2.	 die Satzung des für Nordrhein-Westfalen zuständigen 
Landesverbandes,

3.	 das für die Gesamtpartei geltende Programm.

Hat eine Partei diese Nachweise dem Landeswahlleiter er-
bracht, so genügt eine von diesem darüber erteilte Beschei-
nigung. Es empfiehlt sich dringend, von dieser Möglichkeit 
Gebrauch zu machen, da dadurch die Prüfung der Wahlvor-
schläge vereinfacht und beschleunigt wird.

Ein Wahlvorschlag kann durch gemeinsame schriftliche 
Erklärung der Vertrauensperson und der stellvertretenden 
Vertrauensperson zurückgenommen werden, solange nicht 
über seine Zulassung entschieden ist. Ein gemäß § 19 Abs. 
2 LWahlG von mindestens 100 Wahlberechtigten unter-
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oder Artikel 32 Abs. 2 der Landesverfassung unzulässig sind 
(§ 21 Abs. 3 LWahlG).

Weist der Kreiswahlausschuss einen Wahlvorschlag zurück, 
so kann binnen drei Tagen nach Verkündung in der Sitzung 
des Kreiswahlausschusses von der Vertrauensperson des 
Wahlvorschlages, dem Landeswahlleiter oder dem Kreis-
wahlleiter Beschwerde an den Landeswahlausschuss einge-
legt werden. 

Die erforderlichen Vordrucke nach den Mustern der Lan-
deswahlordnung (Niederschrift über die Mitglieder- oder 
Vertreterversammlung zur Aufstellung der Bewerber, Ver-
sicherung an Eides statt, Kreiswahlvorschlag, Zustimmungs-
erklärung, Bescheinigung der Wählbarkeit, Unterschriften-
formblätter) können kostenfrei bei der eingangs genannten 
Dienststelle des Kreiswahlleiters angefordert werden.

Solingen, den 21.07.2016

Der Kreiswahlleiter für die
Wahlkreise 33 - Solingen II und Wuppertal III
und 34 - Solingen I

Tim-Oliver Kurzbach
Oberbürgermeister der Stadt Solingen
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Für die Ausschreibung "Galileum − Lüftungstechnik", Vergabenummer V16/Galileum/223 wird nach VOB/A §12 Absatz 2 folgende
Bekanntmachung veröffentlicht:

A) Name, Anschrift, Telefon−, Telefaxnummer sowie Emailadresse des Auftraggebers (Vergabestelle):
Walter−Horn−Gesellschaft e.V. Sternwarte Solingen Hausanschrift: Sternstraße 5, 42719 Solingen Postanschrift: Postfach 19 05 50, 42705
Solingen

B) Gewähltes Vergabeverfahren:
Offenes Verfahren (EU) [VOB]

C) Gegebenenfalls Auftragsvergabe auf elektronischem Wege und Verfahren der Ver− und Entschlüsselung:
Die Einreichung der Angebote/ Teilnahmeanträge darf nur elektronisch erfolgen

D) Art des Auftrags:

E) Ort der Ausführung:
42697 Solingen

F) Art und Umfang der Leistung:
Bei dem Bauvorhaben wird ein 9−geschössiger Neubau mit Untergeschoss (UG, EG, 1−7.OG) errichtet. Ein im Bestand vorhandener
Gasbehälter wird umgebaut und mit neuen Räumlichkeiten, als auch dazu benötigter Technik ausgestattet. Lüftung Turm Alle innenliegenden
Räume aller Geschosse werden mittels eine zentralen Lüftungsgerätes (Standort Dachaufsicht Turm) über eine Kanalnetz ver−, und entsorgt.
Das Lüftungsgerät erhält eine Hocheffizienz−WRG Umgebauter Gasbehälter Alle neu errichteten Räume werden über ein zentrales
Lüftungsgerät kanalgebunden ver− und entsorgt. Das Lüftungsgerät erhält eine Hocheffizienz−WRG mit einem Nachheiz− und einem
Nachkühlregister. Kälte Für die Bereichen des umgebauten Gasbehälters − Technikraum − Kälteregister zentrales Lüftungsgerät ist eine Lösung
über Direktverdampfer vorgesehen. Der Standort der Außeneinheiten befindet sich im 4.OG des Turmes.

G) Angaben über den Zweck der baulichen Anlage oder des Auftrags, wenn auch Planungsleistungen gefordert werden:

H) Falls die bauliche Anlage oder der Auftrag in mehrere Lose aufgeteilt ist, Art und Umfang der einzelnen Lose und Möglichkeit, Angebote für
eines, mehrere oder alle Lose einzureichen:

I) Zeitpunkt, bis zu dem die Bauleistungen beendet werden sollen oder Dauer des Bauleistungsauftrags; sofern möglich Zeitpunkt, zu dem die
Bauleistungen begonnen werden sollen:
Von: 01.03.2017 Bis: 31.12.2017

J) Gegebenenfalls Angaben nach § 8 Absatz 2 Nummer 3 zur Zulässigkeit von Nebenangeboten:
Nebenangebote sind nicht zugelassen

K) Name und Anschrift, Telefon− und Faxnummer, E−Mailadresse der Stelle, bei der die Vergabeunterlagen und zusätzliche Unterlagen
angefordert und eingesehen werden können:
Stadt Solingen Konzernservicestelle Beschaffung Submissionsstelle Bonner Straße 100 42601 Solingen Tel.:+49 2122906652 Fax:+49
2122906695 In diesem Verfahren sind nur elektronische Angebote zugelassen. Weitere Informationen und diese Bekanntmachung finden Sie
unter: http:// www. deutsche−evergabe. de/

L) Gegebenenfalls Höhe und Bedingungen für die Zahlung des Betrags, der für die Unterlagen zu entrichten ist:
In diesem Verfahren sind nur elektronische Angebote zugelassen. Weitere Informationen und diese Bekanntmachung finden Sie unter: http://
www. deutsche−evergabe. de/ Für die Bieter der Stadt Solingen ist das herunterladen der Ausschreibungsunterlagen kostenlos.

M) Bei Teilnahmeantrag: Frist für den Eingang der Anträge auf Teilnahme, Anschrift, an die diese Anträge zu richten sind, Tag an dem die
Aufforderungen zur Angebotsabgabe spätestens abgesandt werden:
Frist Teilnahmeantrag: voraussichtliches Datum Aufforderung zur Angebotsabgabe:

N) Frist für den Eingang der Angebote:
31.08.2016 10:30:00

O) Anschrift, an die die Angebote zu richten sind, gegebenenfalls auch Anschrift, an die Angebote elektronisch zu übermitteln sind:
n diesem Verfahren sind nur elektronische Angebote zugelassen. Weitere Informationen und diese Bekanntmachung finden Sie unter: http://
www. deutsche−evergabe. de/

P) Sprache, in der die Angebote abgefasst sein müssen:
Deutsch

Q) Datum, Uhrzeit und Ort des Eröffnungstermins sowie Angabe, welche Personen bei der Eröffnung der Angebote anwesend sein dürfen:

R) Gegebenenfalls geforderte Sicherheiten:

S) Wesentliche Finanzierungs− und Zahlungsbedingungen und/oder Hinweise auf die maßgeblichen Vorschriften, in denen sie enthalten sind:
gem. VOB

T) Gegebenenfalls Rechtsform, die die Bietergemeinschaft nach der Auftragsvergabe haben muss:
Gesamtschuldnerisch haftend mit einem verantwortlichen Vertreter

U) Verlangte Nachweise für die Beurteilung der Eignung des Bewerbers oder Bieters:
mindestens 3 Referenzen der letzten 3 Jahre Es gelten die Bedingungen das Tariftreue− und Vergabegesetzes NRW

V) Zuschlagsfrist:
26.10.2016

W) Name und Anschrift der Stelle, an die sich der Bewerber oder Bieter zur Nachprüfung behaupteter Verstöße gegen Vergabebestimmungen
wenden kann:
Vergabekammer Rheinland Spruchkörper Düsseldorf Am Bonneshof 35 40474 Düsseldorf
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Für die Ausschreibung "Schadstoffuntersuchung an diversen Liegenschaften der Stadt Solingen ", Vergabenummer V16/23−2/218 wird 
nach VOL/A §12 Absatz 2 folgende Bekanntmachung veröffentlicht:

A) Name und Anschrift der zur Angebotsabgabe auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden Stelle sowie der Stelle, bei der die 
Angebote oder Teilnahmeanträge einzureichen sind:
Stadtverwaltung Solingen Konzernservicestelle Beschaffung Submissionsstelle Bonner Str. 100 42697 Solingen Deutschland

B) Art der Vergabe:
Offenes Verfahren (EU) [VgV]

C) Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzureichen sind
Die Einreichung der Angebote/ Teilnahmeanträge darf nur elektronisch erfolgen

D) Art und Umfang der Leistung sowie der Ort der Leistung
Untersuchung von ca. 100 Liegenschaften mit Gebäuden wie z.B. Berufsbildende Schulen, Turn− und Sporthallen, Übergangsheime,
Flüchtlings− und Notunterkünfte, Feuerwachen, Kulturgebäude, Verwaltungsgebäude, Jugendeinrichtungen und Sportanlagen/
Umkleidegebäude auf Innenraumschadstoffe wie Asbest, PCB, PCP, Lindan, PAK, Schimmel und KMF 42679 Stadtgebiet Solingen

E) gegebenenfalls die Anzahl, Größe und Art der einzelnen Lose:
Los 1 Schadstoffuntersuchung div. Liegenschaften, Schulen, Turn− und Sporthallen Los 2 Schadstoffuntersuchung div. Liegenschaften,
sonstige Gebäude

F) gegebenenfalls die Zulassung von Nebenangeboten:
Nebenangebote sind nicht zugelassen.

G) Etwaige Bestimmungen über die Ausführungsfrist:
Von: Bis: unmittelbar nach Auftragsvergabe Ende: 31.12.2016

H) die Bezeichnung und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen abgibt oder bei der sie eingesehen werden können:
Die Unterlagen stehen auf dem Portal www.deutsche−evergabe.de ausschließlich elektronisch zur Verfügung. Es sind ausschließlich
elektronische Angebote zugelassen. Die Durchführung der Vergabeverfahren auf der Plattform der Deutschen eVergabe ist für Bieter der Stadt
Solingen kostenlos.

I) die Teilnahme− oder Angebots− und Bindefrist:
Teilnahme− oder Angebotsfrist: 24.08.2016 10:00:00 Bindefrist: 21.09.2016

J) die Höhe etwa geforderter Sicherheitsleistungen:

K) die wesentlichen Zahlungsbedingungen oder Angabe der Unterlagen, in denen sie enthalten sind:
gem. VGV

L) Die mit dem Angebot oder dem Teilnahmeantrag vorzulegenden Unterlagen, die die Auftraggeber für die Beurteilung der Eignung des
Bewerbers oder Bieters verlangen:
Referenzen der letzten drei Jahre über vergleichbare Aufträge mit Ansprechpartner und Telefon−Nr. − Umsatz der letzten drei Jahre im Bereich
Schadstoffuntersuchungen (Mindestumsatz 250.000 €/Jahr) − Beschreibung der aktuellen personellen Ausstattung des Betriebes −
Bennennung des Projektleiters inkl. Qualifikationsnachweise − Anzahl und Qualifikation des Personals, welches bei Beauftragung mit der
Leistungserbringung betraut werden soll, inkl. fachlicher Nachweise insbesondere Erfahrungen im Bezug auf Schadstoffuntersuchungen im
Baubestand und Gutachtenerstellung − Benennung der Labordienstleister inkl. Akkredetierung für die erforderlichen Verfahren − schriftliche
Darstellung der Umsetzung der Leistungen innerhalb des zur Verfügung stehenden Zeitrahmens − Darstellung der Erreichbarkeit/ Verfügbarkeit
eine Projektmitarbeiters im Notfall innerhalb von 2 Stunden im Stadtgebiet Solingen Es gelten die Bedingungen des Tariftreue− und
Vergabegesetzes NRW

M) sofern verlangt, die Höhe der Kosten für Vervielfältigung der Vergabeunterlagen bei Öffentlichen Ausschreibungen:
Die Durchführung der Vergabeverfahren auf der Plattform der Deutschen eVergabe ist für Bieter der Stadt Solingen kostenlos.

N) die Angabe der Zuschlagskriterien, sofern diese nicht in den Vergabeunterlagen genannt werden:
Niedrigster Preis

Für die Ausschreibung "Wohnungscoaching", Vergabenummer V16/59/214 wird nach VOL/A §12 Absatz 2 folgende Bekanntmachung 
veröffentlicht:

A) Name und Anschrift der zur Angebotsabgabe auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden Stelle sowie der Stelle, bei der die 
Angebote oder Teilnahmeanträge einzureichen sind:
Stadtverwaltung Solingen Konzernservicestelle Beschaffung Submissionsstelle Bonner Str. 100 42697 Solingen Deutschland

B) Art der Vergabe:
Öffentliche Ausschreibung [VOL]

C) Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzureichen sind
Die Unterlagen stehen auf dem Portal www.deutsche−evergabe.de ausschließlich elektronisch zur Verfügung. Eine elektronische Abgabe der
Unterlagen ist ausdrücklich erwünscht

D) Art und Umfang der Leistung sowie der Ort der Leistung
Das Kommunale Jobcenter Solingen beabsichtigt für die Zielgruppe der Leistungsberechtigten nach §§ 7 ff. SGB II, die sich in ungesicherten
oder prekären Wohnsituationen befinden, eine temporäre Begleitung der Bedarfsgemeinschaften (BGs) im Sinne einer Lotsenfunktion
"Wohnungscoaching" anzubieten. Ein Teil der Zielgruppe wird voraussichtlich aus Flüchtlingen und Neuzugewanderten bestehen. Grundlage
der Leistung ist § 16 SGB II i. V. m. § 45 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2. SGB III. Die Leistungen dieser Maßnahme werden immer für eine
Bedarfsgemeinschaft in ihrer Gesamtheit mit allen Mitgliedern ohne Beschränkung erbracht. Zugewiesen werden jedoch eine oder maximal zwei
Personen dieser BG. Die Teilnehmenden der Maßnahme sollen durch sozialpädagogische Begleitung bei der Feststellung, Verringerung oder
Beseitigung ihres Vermittlungshemmnisses "prekäre Wohnsituation" durch Wohnungscoaching (Verhaltenscoaching) unterstützt werden.
Gegenstand der Maßnahme ist eine niederschwellige Begleitung und Hinführung der Teilnehmenden zu den städtischen und sonstigen
Hilfeeinrichtung. Bei den teilnehmenden BGs werden insbesondere drei verschiedene Zielgruppen unterschieden. 1.) Kunden, die ein
Mietsenkungsschreiben erhalten haben, 2.) Junge Menschen, in der Regel unter 25 Jahre, 3.) Neuzugewanderte und anerkannte Flüchtlinge,
auch die, die noch in städtischen Einrichtungen leben. Obdachlose gehören in der Regel nicht zur Zielgruppe. Die Maßnahme ist auf sechs
Monate angelegt. Es besteht die Möglichkeit einer zweimaligen Optionsziehung mit jeweils zwölf Monaten Laufzeit (siehe B.1.3.2
Verlängerungsoption). Der geplante Maßnahmestart ist der 15.10.2016. Leistungsgegenstand dieser Maßnahme ist die Qualifizierungsmodule
und festgelegte Präsenszeiten sind nicht Bestandteil der ausgeschriebenen Leistung. Kleingruppenangebote durch den Auftragnehmer sind
möglich. Gegenstand dieser Maßnahme ist eine Rahmenvereinbarung. Die Vergütung erfolgt pro BG. Die vom Auftragnehmer zu erreichende
Vermittlungsquote in geeigneten Wohnraum beträgt 50 % der tatsächlich teilnehmenden Bedarfsgemeinschaften mit der Zielsetzung
'Vermittlung in geeigneten Wohnraum´. 42699 Solingen

E) gegebenenfalls die Anzahl, Größe und Art der einzelnen Lose:

F) gegebenenfalls die Zulassung von Nebenangeboten:
Nebenangebote sind zugelassen

G) Etwaige Bestimmungen über die Ausführungsfrist:
Von: 15.10.2016 Bis: 14.04.2017

H) die Bezeichnung und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen abgibt oder bei der sie eingesehen werden können:
Die Unterlagen stehen auf dem Portal www.deutsche−evergabe.de ausschließlich elektronisch zur Verfügung. Eine elektronische Abgabe der
Unterlagen ist ausdrücklich erwünscht. Die Durchführung der Vergabeverfahren auf der Plattform der Deutschen eVergabe ist für Bieter der
Stadt Solingen kostenlos.

I) die Teilnahme− oder Angebots− und Bindefrist:
Teilnahme− oder Angebotsfrist: 10.08.2016 10:00:00 Bindefrist: 07.09.2016

J) die Höhe etwa geforderter Sicherheitsleistungen:

K) die wesentlichen Zahlungsbedingungen oder Angabe der Unterlagen, in denen sie enthalten sind:
gem. VOL

L) Die mit dem Angebot oder dem Teilnahmeantrag vorzulegenden Unterlagen, die die Auftraggeber für die Beurteilung der Eignung des
Bewerbers oder Bieters verlangen:
− Zertifizierung gemäß AZAV (Akkreditierungs− und Zulassungsverordnung Arbeitsförderung) oder AZWV (Annerkennungs− und
Zulassungsverordnung Weiterbildung) − Angaben zur räumlichen Ausstattung − Angaben zur personellen Ausstattung − 3 vergleichbare
Referenzen der letzten 3 Jahre Es gelten die Bedingungen des Tariftreue− und Vergabegesetzes BRW

M) sofern verlangt, die Höhe der Kosten für Vervielfältigung der Vergabeunterlagen bei Öffentlichen Ausschreibungen:
Die Unterlagen stehen auf dem Portal www.deutsche−evergabe.de ausschließlich elektronisch und kostenlos zur Verfügung. Eine elektronische
Abgabe der Unterlagen ist ausdrücklich erwünscht

N) die Angabe der Zuschlagskriterien, sofern diese nicht in den Vergabeunterlagen genannt werden:
Preis−/ Leistungsverhältnis 40% / 60 % Aufschlüsselung der Leistungskriterien: 10 % Darstellung des Verständnisses des eigenen Angebotes
und dessen Einbettung in die Zielsetzung des kommunalen Jobcenters 10 % Auseinandersetzung mit den örtlichen Strukturen 20 %
Auseinandersetzung mit der Zielgruppe 60 % Strategie
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Für die Ausschreibung "Wohnungscoaching", Vergabenummer V16/59/214 wird nach VOL/A §12 Absatz 2 folgende Bekanntmachung 
veröffentlicht:

A) Name und Anschrift der zur Angebotsabgabe auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden Stelle sowie der Stelle, bei der die 
Angebote oder Teilnahmeanträge einzureichen sind:
Stadtverwaltung Solingen Konzernservicestelle Beschaffung Submissionsstelle Bonner Str. 100 42697 Solingen Deutschland

B) Art der Vergabe:
Öffentliche Ausschreibung [VOL]

C) Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzureichen sind
Die Unterlagen stehen auf dem Portal www.deutsche−evergabe.de ausschließlich elektronisch zur Verfügung. Eine elektronische Abgabe der
Unterlagen ist ausdrücklich erwünscht

D) Art und Umfang der Leistung sowie der Ort der Leistung
Das Kommunale Jobcenter Solingen beabsichtigt für die Zielgruppe der Leistungsberechtigten nach §§ 7 ff. SGB II, die sich in ungesicherten
oder prekären Wohnsituationen befinden, eine temporäre Begleitung der Bedarfsgemeinschaften (BGs) im Sinne einer Lotsenfunktion
"Wohnungscoaching" anzubieten. Ein Teil der Zielgruppe wird voraussichtlich aus Flüchtlingen und Neuzugewanderten bestehen. Grundlage
der Leistung ist § 16 SGB II i. V. m. § 45 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2. SGB III. Die Leistungen dieser Maßnahme werden immer für eine
Bedarfsgemeinschaft in ihrer Gesamtheit mit allen Mitgliedern ohne Beschränkung erbracht. Zugewiesen werden jedoch eine oder maximal zwei
Personen dieser BG. Die Teilnehmenden der Maßnahme sollen durch sozialpädagogische Begleitung bei der Feststellung, Verringerung oder
Beseitigung ihres Vermittlungshemmnisses "prekäre Wohnsituation" durch Wohnungscoaching (Verhaltenscoaching) unterstützt werden.
Gegenstand der Maßnahme ist eine niederschwellige Begleitung und Hinführung der Teilnehmenden zu den städtischen und sonstigen
Hilfeeinrichtung. Bei den teilnehmenden BGs werden insbesondere drei verschiedene Zielgruppen unterschieden. 1.) Kunden, die ein
Mietsenkungsschreiben erhalten haben, 2.) Junge Menschen, in der Regel unter 25 Jahre, 3.) Neuzugewanderte und anerkannte Flüchtlinge,
auch die, die noch in städtischen Einrichtungen leben. Obdachlose gehören in der Regel nicht zur Zielgruppe. Die Maßnahme ist auf sechs
Monate angelegt. Es besteht die Möglichkeit einer zweimaligen Optionsziehung mit jeweils zwölf Monaten Laufzeit (siehe B.1.3.2
Verlängerungsoption). Der geplante Maßnahmestart ist der 15.10.2016. Leistungsgegenstand dieser Maßnahme ist die Qualifizierungsmodule
und festgelegte Präsenszeiten sind nicht Bestandteil der ausgeschriebenen Leistung. Kleingruppenangebote durch den Auftragnehmer sind
möglich. Gegenstand dieser Maßnahme ist eine Rahmenvereinbarung. Die Vergütung erfolgt pro BG. Die vom Auftragnehmer zu erreichende
Vermittlungsquote in geeigneten Wohnraum beträgt 50 % der tatsächlich teilnehmenden Bedarfsgemeinschaften mit der Zielsetzung
'Vermittlung in geeigneten Wohnraum´. 42699 Solingen

E) gegebenenfalls die Anzahl, Größe und Art der einzelnen Lose:

F) gegebenenfalls die Zulassung von Nebenangeboten:
Nebenangebote sind zugelassen

G) Etwaige Bestimmungen über die Ausführungsfrist:
Von: 15.10.2016 Bis: 14.04.2017

H) die Bezeichnung und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen abgibt oder bei der sie eingesehen werden können:
Die Unterlagen stehen auf dem Portal www.deutsche−evergabe.de ausschließlich elektronisch zur Verfügung. Eine elektronische Abgabe der
Unterlagen ist ausdrücklich erwünscht. Die Durchführung der Vergabeverfahren auf der Plattform der Deutschen eVergabe ist für Bieter der
Stadt Solingen kostenlos.

I) die Teilnahme− oder Angebots− und Bindefrist:
Teilnahme− oder Angebotsfrist: 10.08.2016 10:00:00 Bindefrist: 07.09.2016

J) die Höhe etwa geforderter Sicherheitsleistungen:

K) die wesentlichen Zahlungsbedingungen oder Angabe der Unterlagen, in denen sie enthalten sind:
gem. VOL

L) Die mit dem Angebot oder dem Teilnahmeantrag vorzulegenden Unterlagen, die die Auftraggeber für die Beurteilung der Eignung des
Bewerbers oder Bieters verlangen:
− Zertifizierung gemäß AZAV (Akkreditierungs− und Zulassungsverordnung Arbeitsförderung) oder AZWV (Annerkennungs− und
Zulassungsverordnung Weiterbildung) − Angaben zur räumlichen Ausstattung − Angaben zur personellen Ausstattung − 3 vergleichbare
Referenzen der letzten 3 Jahre Es gelten die Bedingungen des Tariftreue− und Vergabegesetzes BRW

M) sofern verlangt, die Höhe der Kosten für Vervielfältigung der Vergabeunterlagen bei Öffentlichen Ausschreibungen:
Die Unterlagen stehen auf dem Portal www.deutsche−evergabe.de ausschließlich elektronisch und kostenlos zur Verfügung. Eine elektronische
Abgabe der Unterlagen ist ausdrücklich erwünscht

N) die Angabe der Zuschlagskriterien, sofern diese nicht in den Vergabeunterlagen genannt werden:
Preis−/ Leistungsverhältnis 40% / 60 % Aufschlüsselung der Leistungskriterien: 10 % Darstellung des Verständnisses des eigenen Angebotes
und dessen Einbettung in die Zielsetzung des kommunalen Jobcenters 10 % Auseinandersetzung mit den örtlichen Strukturen 20 %
Auseinandersetzung mit der Zielgruppe 60 % Strategie


